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Titel
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Änderungsantrag zu V-55

Von Zeile 51 bis 52:
Entlang dieser Bedingungen bedarf die Europäische Handelsstrategie einer grundlegenden
Neufassung unter Beteiligung aller interessierten Gruppen. Konsultationen zu handelspolitischen
Fragen sollten nicht nur möglich, sondern Standard sein – und deren Ergebnisse sollten eine andere
Berücksichtigung erfahren als die Ergebnisse der Konsultation zum Investitionsschutz, bei der sich
97% der Befragten gegen Schiedsgerichte aussprachen, ohne dass dies einen spürbaren Effekt gehabt
hätte. Verhandlungsmandate dürfen von der Kommission nicht länger als „interne Rechtsakte“
behandelt werden, zu denen Europäische Bürgerinitiativen unzulässig sind. 

Handelsabkommen als Gesamtpakete zu verhandeln steht aus Sicht von Bündnis 90/Die Grünen der
demokratischen Willensbildung entgegen. Dort, wo große Pakete aus sehr unterschiedlichen Materien
(Zollsenkungen, Regulierungskooperationen, Marktöffnungen, Investitionsschutz u.a.) über so
verschiedene Sektoren wie Energie, Landwirtschaft und Kultur verhandelt werden, drohen am Ende
bestimmte Positionen im Rahmen von Deals über Bord geworfen zu werden. Eine Abkehr vom Prinzip
des „single undertaking“ halten wir deshalb für nötig, ebenso eine Beteiligung des Europäischen
Parlaments an der Mandatserteilung.

II Investor-Staat-Klagen: Konzern-Justiz im neuen Gewand

Nach der Bundesverfassungsgerichtsentscheidung zu den Eilanträgen und dem Gezerre um die Frage,
ob CETA als gemischtes oder „EU-only“-Abkommen vorgelegt wird, tut auch eine konsistentere
Beachtung der Zuständigkeiten in der Handelspolitik not. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb die
Bundesregierung oder ein anderer berechtigter Antragsteller nicht bereits vor einem Jahr den EUGH
um Klärung in dieser Frage gebeten hat. Zur Verschärfung der Vertrauenskrise hat auch beigetragen,
dass die Kommission nicht bereits von sich aus einen Vorschlag zur Ausnahme der Teile von der
vorläufigen Anwendung vorgelegt hat, die (auch) in nationalstaatliche Kompetenz fallen. Aus Grüner
Sicht spräche viel dafür, wenn die EU-Kommission künftig ausschließlich Materien verhandelte, die in
ihren Zuständigkeitsbereich fallen.

II Investor-Staat-Klagen: Konzern-Justiz im neuen Gewand

Begründung

Begründung der Dringlichkeit:
Die Verschiebung des Unterzeichnungstermins von CETA auf den 30.10., nach Ende der Antragsfrist,
war wesentlich dem politischen und rechtlichen Ringen um die Kompetenzfrage (EU only versus
gemischt) geschuldet. Es wurde lange vor dem Gipfel versäumt, die Klärung dieser Fragen einzuleiten
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– die Zitterpartie/Blamage hätte so vermieden werden können. Der Dringlichkeitsänderungsantrag
unterbreitet hierzu einen Lösungsvorschlag.
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